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239!A.B. 

ZU 175/J 

Auf die Anf:cage der Abgeordneten G 1 ase I' und Genossen, betreffen6. 

Mietzinsbildung in den von der ehemaligen amerikanisohen Besatzungsmacht 

errichteten Wohnhäusern in Salzburg, teilt Bundesminister für Handel und Wieder­

aufbau Dr. B 0 c k folgendes mi tg 

Nach Abzug der amerikanischen Besatzungsmacht wurden einvernehmlioh 

zw;j.schen dem Bundesmil1isterium für Finanzen und dem BUl'ldesministerium für La-ncl.es­

verteidigung die in Oberöste:creich und Salz burg va;, der USFA übernommenen Wohl'?-' 

hausbauten für den Wohnbezug an Zivil und Militär aufgeteilt. :;)erartige Wohnungen 

befind.en sich in Salzburg"..Siezenheim~ Salzburg-General-Keyes-Strasse, Linz­

Raumsauerstrasse und Wels-Fritschstrasse. Der für diese Wohnungen minzuhebende 

Mietzins wurde im Einvernehmen mi t dem Bundesministerium für Finanzen mi t 

3 S, bzw. 05.'50 S pro Quadratmeter und Monat für Mietwohnungen festgesetzt. Für die 

Angehörigen des Bundesheeres wird der Mietzins naoh der hiefür geltenden Vorschrift 

eingehoben. Die Betriobskosten wurden erfahrungsgemäss mi t -.80 S pro Quadrat­

nieter und Monat angenommen. pie Zuweisung der Wohnungen erfolgte durch eine ge­

mischte KOlilmission an ki nde:L'rei che Familien Bundesbediensteter. Der Hietzins wurde 

verhäl tnismässig I"'J.ed:L"ig al:lg€Setzt, obwohl auf Grund eines ei ngehol ten Gmtachtens 

für derartige Wohnungen in Sal'zburg und Li nz (Zentralheizung, zum Teil mi tEi nbau­

möbeln, Parkettböden und dergleichen) ein höherer Mietzins verrechnet wird. 

Da die gegens'~äncaichen Objekte nur durch eine Zentralheizung geheizt 

werden können (eine Ofenheizung ist mangels Kaminen nicht möglich), viObei die 

Zentralheizungsanlagen für al'1orikanische Verhältnisse eingerichtet sind, ergeben 

sich für diese immerhin grossen Wohnungen beträchtliohe Heizungskosten, die allein 

der Faktor sind, der das Wohnen in diesen Wohnungen teuer werden lässt. In Er­

kenntnis der Schwierigkeiten, die sich den Familien durch das Heizproblem ergeben, 

wurden alle IvIöglichkei ten i n'Erwiigung gezogen (M:odernisierung der Zentralheizu!!gs­

anlagen~ Umbau auf Ofenheizung u.ao)~ um eine Senkung der Heizungskosten zu 

erreichen. jiJine Lösung der Heizungsfrage könnte jedoch nur durch Umbau auf Ofen­

heizung gefunden werden. Dieser Umbau würde nach vorsichtigen Schätzungen mehr 

als 30 l.Jlillionen Schilling kosten; die Durchführung dieser umfangreichen Baumass­

nahmen wäre ausserdem in den bewohnten Gebäuden unmöglich. 
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Das Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau hat, um einen Ausgleioh 

der hohen Heizungsl):osten erreichep zu könnens beim Bundesministerium für 

Finanzen eine Senkung des Mietzinses auf 1 S, bzw. 1. 50 S pro Quadratmeter 

und Monat vorgeschlagen. Einer Reduzierung des ~,Hetzi11ses konnte jedoch, da 

hiedurch eine augenfällige Unter'bevvertung des i',lie"bzinses eintreten würde~ vom 

Bundesministerium für Final~en nicht zugestimmt werden. Wegen der hohen Kosten 

konnte auch ei n Umbau der Heizungsanlagen nicht i 11 Ervkgung gezogen werden. 

Auch scheint dem :Bundesminis"Ger:;.'~m für Finanzen eine dauernde Subventionierung 

der über ei nen bestimmten :Setrag (3 S pro Quadratmeter und Monat) hi naus an-, 
fallenden Heizungskosten nicht vertretbar. Das vorgenannte Mi nisterium hat sich 

jedoch damit einverstaäden 3rklärt~ dass vom Bundesi"ai nisterium für Handel und 

Wiederaufbau der Nachlass der über einen :Betrag von 3 p pro Quadratmeter und 

Monat angefallenen Heizungskosten gewährt werden kann) wenn die sozialen Vel"'­

häl tnisse der .Mieter (,so~ilohl BundesbediEhstete als ~uoh nicht im öffentlichen 

Dienst stehende Mieter) einen Nachlass rechtfertigen. 

Eine dauernde Lösung des Mietzinsproblemes in den ehemaligen USJ:i'A-Wohn,;.. 

hausbauten wird wohl darin bestehen, dass die Mioter,,\, die finanziell nicht in 

der Lage sind, sich eine derar·tige Wohming zu leisten,! im freiwilligen Tausohwege 

in billigere, ihren Ei Dkommensverhäl tnissen entsprechende Wohnungen übersiedelt 

werden und die frei werdenden Wohnungen dem zahlungskräftigeren Tauschpartner 

zukommen. 

Schliesslich vel'weise ich -auch 2ilf die Anfragebeantwortung des Bundes­

ministers für Finanzen, betreffend die Anfrage der Avgeordneten Zeillinger und 

Genossen, 'die denselben Gegenstand betraf. (Siehe 234/A.:B., l.:Beiblatt 27.5. 1958 ) 

-.-.-.-.-.-
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